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A n t r a g

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie hoch die Feuerschutzsteuermittel, mit denen das Land die Gemeinden bei 
der Finanzierung ihrer Feuerwehren unterstützt, in den letzten fünf Jahren wa-
ren und wie hoch der Anteil davon für die Pauschalen an die Gemeinden und 
für die Projektförderung war; 

2.  ob die aktuellen Feuerschutzsteuermittel ausreichen, um auch weiterhin förder-
fähige Projekte im großen Umfang bezuschussen zu können, dies insbesondere 
vor dem Hintergrund der gestiegenen Kosten für Feuerwehrfahrzeuge und der 
ggf. kürzeren Nutzungsdauer von Feuerwehrfahrzeugen im Hinblick auf den 
technischen Fortschritt und den möglichen Ersatzteilmangel;

3.  ob sich die Landesregierung auf einen höheren Zuschussbedarf für die Neuan-
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen einstellt;

4.  wie dem Umstand in der „VwV Feuerwehrflächen“ Rechnung zu tragen ist, 
dass auf den sog. „Feuerwehrflächen“ pro Feuerwehrfahrzeug 16 Tonnen Be-
lastbarkeit gegeben sein muss, die Feuerwehrfahrzeuge aufgrund des techni-
schen Fortschritts aber immer schwerer werden;

5.  wie sich der Ausbaustand des Digitalfunks bei den Feuerwehren in Baden-
Württemberg darstellt und bis wann die vollständige Umstellung geplant ist 
(tabellarische Auflistung nach Stadt- und Landkreisen getrennt nach Aufgaben 
des Landes, der Umstellung der Integrierten Leitstellen und der Beschaffung 
und dem Einbau von Endgeräten durch die Gemeinden); 

Antrag
der Abg. Ansgar Mayr und Konrad Epple u. a. CDU 

und

Stellungnahme
des Ministeriums des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen

Feuerwehren in Baden-Württemberg fit für die Zukunft machen
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6.  welche Rückmeldungen die Landesregierung zu der Einführung des Digital-
funks erhalten hat und wie die Leistungsfähigkeit und die Störanfälligkeit im 
Vergleich zum bisherigen Analogfunk bewertet wird; 

7.  wie sich das Angebot an Lehrgängen an der Landesfeuerwehrschule in Bruch-
sal aufgrund der Coronapandemie entwickelt hat (tabellarische Darstellung der 
angebotenen Lehrgänge der letzten drei Jahre mit Angabe, welche Lehrgänge 
entfallen mussten, welche Lehrgänge digital und welche in Präsenz stattfan-
den), 

8.  ab wann die durch die Projektgruppe „Bedarf“ um 25 Prozent gesteigerten 
Lehrgangsangebote (ermittelten Mehrbedarfe) in Zukunft an der Landesfeuer-
wehrschule angeboten werden;

9.  ob vor dem Hintergrund, dass für die Aus-, Fort- und Weiterbildung an der 
Landesfeuerwehrschule hochqualifizierte Spezialisten notwendig sind, freiwer-
dende Stellen zügig nachbesetzt werden können – wenn nein, welche Maßnah-
men aus Sicht der Landesregierung hier zur Verbesserung beitragen können.

27.4.2022

Mayr, Epple, Dr. Miller, Blenke, Gehring, Huber, Hockenberger CDU

B e g r ü n d u n g

Ein moderner Fuhrpark, gute Aus- und Weiterbildungsmöglichkeiten sowie eine 
zeitgemäße Infrastruktur sind wichtige Bausteine, um unsere Feuerwehren in Ba-
den-Württemberg fit für die Zukunft zu machen. Dies gilt sowohl für die Be-
rufsfeuerwehren, deren Aufgaben auch im Zuge des Klimawandels vielfältiger 
werden dürften, als auch für die Freiwilligen Feuerwehren, die in ihrem vorbild-
lichen ehrenamtlichen Engagement gestärkt werden sollten. Mit diesem Antrag 
soll geklärt werden, wie die Planungen der Landesregierung bei der Beschaffung 
von Fahrzeugen, der Einführung von Digitalfunk und der Erweiterung der Feuer-
wehrschule Bruchsal sind, um die Feuerwehren im Land für ihre künftigen Auf-
gaben zu stärken. 
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S t e l l u n g n a h m e

Mit Schreiben vom 27. Mai 2022 Nr. IM6-0141.5-191/36 nimmt das Ministerium 
des Inneren, für Digitalisierung und Kommunen im Einvernehmen mit dem Mi-
nisterium für Finanzen zu dem Antrag wie folgt Stellung:

Der Landtag wolle beschließen,
die Landesregierung zu ersuchen
zu berichten,

1.  wie hoch die Feuerschutzsteuermittel, mit denen das Land die Gemeinden bei 
der Finanzierung ihrer Feuerwehren unterstützt, in den letzten fünf Jahren wa-
ren und wie hoch der Anteil davon für die Pauschalen an die Gemeinden und 
für die Projektförderung war; 

Zu 1.:

Die Mittel der Feuerschutzsteuer stehen zweckgebunden und in voller Höhe dem 
Feuerwehrwesen zur Verfügung. Den Gemeinden, Landkreisen, Verwaltungsge-
meinschaften und Zweckverbänden wurde in den letzten fünf Jahren folgender Be-
willigungsrahmen für Förderungen im Feuerwehrwesen zur Verfügung gestellt:

In den Jahren 2020 und 2021 konnten alle förderfähigen Zuwendungsanträge der 
Gemeinden bewilligt werden. Der im Jahr 2021 gegenüber den Vorjahren re-
duzierte Bewilligungsrahmen resultiert aus dem insgesamt gesunkenen Antrags-
volumen der Gemeinden in diesem Jahr; Grund hierfür ist, dass Projekte der Ge-
meinden während der Corona-Pandemie zurückgestellt wurden. Für das Jahr 2022 
sowie die Folgejahre wird wieder von einem deutlich höheren Antragsvolumen 
ausgegangen. 

2.  ob die aktuellen Feuerschutzsteuermittel ausreichen, um auch weiterhin förder-
fähige Projekte im großen Umfang bezuschussen zu können, dies insbesondere 
vor dem Hintergrund der gestiegenen Kosten für Feuerwehrfahrzeuge und der 
ggf. kürzeren Nutzungsdauer von Feuerwehrfahrzeugen im Hinblick auf den 
technischen Fortschritt und den möglichen Ersatzteilmangel;

3.  ob sich die Landesregierung auf einen höheren Zuschussbedarf für die Neuan-
schaffung von Feuerwehrfahrzeugen einstellt;

Zu 2. und 3.: 

Das Land unterstützt die Gemeinden bei notwendigen und zweckmäßigen Be-
schaffungen. Einzelheiten dazu sind in der Verwaltungsvorschrift des Innenmi-
nisteriums über Zuwendungen für das Feuerwehrwesen geregelt. Maßstab der 
Unterstützung sind Fahrzeuge nach den einschlägigen Normen; vielfach werden 
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jedoch auch Fahrzeuge mit ergänzender Beladung beschafft, was zu höheren Kos-
ten führt.

Unter Beachtung der normativen Mindeststandards reichen die Feuerschutzsteuer-
mittel aus, da in den Jahren 2020 und 2021 alle förderfähigen Zuwendungsanträge 
der Gemeinden bewilligt werden konnten. Vor dem Hintergrund der gestiegenen 
Feuerschutzsteuermittel ist derzeit davon auszugehen, dass auch in den Folgejah-
ren die Mittel ausreichen, um hohe Förderquoten zu erreichen.

Die Gemeinden haben zudem die Möglichkeit, durch Sammelbeschaffungen von 
Fahrzeugen Kosten einzusparen (weniger Personalkosten, da nicht jede Gemeinde 
die Ausschreibung durchführen muss, und Einsparungen durch niedrigere Preise 
bei der Beschaffung identischer Fahrzeuge).

Aktuell wurde die Verwaltungsvorschrift rückwirkend zum 1. Januar 2022 ge-
ändert. Inhalt der Änderung ist unter anderem eine Anpassung der Festbeträge bei 
den Löschfahrzeugen und den Drehleitern wegen gestiegener Beschaffungskos-
ten. Die nächste grundlegende Überarbeitung der Verwaltungsvorschrift ist zum 
1. Januar 2025 vorgesehen. In diesem Zusammenhang sollen auch neue Förder-
schwerpunkte und Förderhöhen insbesondere vor dem Hintergrund der gestie-
genen Kosten für Feuerwehrfahrzeuge und der ggf. kürzeren Nutzungsdauer von 
Feuerwehrfahrzeugen im Hinblick auf den technischen Fortschritt und den mög-
lichen Ersatzteilmangel mit den Verbänden diskutiert werden.

Bei möglichen Erhöhungen einzelner Zuwendungen ist jedoch zu beachten, dass 
die Mittel aus dem Aufkommen der Feuerschutzsteuer, die vollumfänglich dem 
Feuerwehrwesen zu Gute kommen, begrenzt sind. In der Verwaltungsvorschrift 
gibt es hierzu die Regelung, dass eine Priorisierung der Anträge durch den feuer-
wehrtechnischen Beamten der Bewilligungsstelle vorgenommen werden muss, 
wenn die Mittel eines Haushaltsjahres nicht zur Förderung aller Anträge aus-
reichen. Durch die fachliche Bewertung wird sichergestellt, dass die notwendigs-
ten Anträge auf jeden Fall im selben Jahr bewilligt werden können. Die auf-
grund der Priorisierung abgelehnten Anträge können im nächsten Jahr von den 
Gemeinden erneut gestellt werden, sodass in der Vergangenheit grundsätzlich alle 
notwendigen und zweckmäßigen Anträge im Feuerwehrwesen gefördert werden 
konnten. An dieser fachlichen Bewertung und Priorisierung der Anträge soll auch 
künftig festgehalten werden.

4.  wie dem Umstand in der „VwV Feuerwehrflächen“ Rechnung zu tragen ist, 
dass auf den sog. „Feuerwehrflächen“ pro Feuerwehrfahrzeug 16 Tonnen Be-
lastbarkeit gegeben sein muss, die Feuerwehrfahrzeuge aufgrund des techni-
schen Fortschritts aber immer schwerer werden;

Zu 4.:

Der DIN-Normenausschuss Feuerwehrwesen veröffentlicht regelmäßig die Feuer-
wehrfahrzeug-Typenliste, in welcher die charakterisierenden Eigenschaften ein-
schließlich der Gesamtmassenfestlegung der genormten Feuerwehrfahrzeugtypen 
aufgeführt sind. Nach der Veröffentlichung vom 12. Mai 2021 sind alle gängigen, 
für eine Gemeindefeuerwehr relevanten, Feuerwehrfahrzeuge bis zu einer Ge-
samtmasse von 16 Tonnen darstellbar.

Bei künftigen normativen Anforderungen an Feuerwehrfahrzeuge muss auch wei-
terhin die Verzahnung zwischen baurechtlichen Vorgaben an Feuerwehrflächen 
einerseits und Fahrzeugmasse beziehungsweise Achslasten der Einsatzfahrzeuge 
andererseits berücksichtigt werden: Feuerwehrflächen im Bestand können bau-
lich in der Regel nicht dahingehend ertüchtigt werden, dass sie mit schwereren 
Fahrzeugen befahren werden können. Um diese Feuerwehrflächen im Bestand 
auch weiterhin im Einsatzfall durch die Feuerwehr nutzen zu können, muss  
die mögliche zulässige Gesamtmasse der Feuerwehrfahrzeuge auch weiterhin auf 
16 Tonnen beschränkt bleiben.
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5.  wie sich der Ausbaustand des Digitalfunks bei den Feuerwehren in Baden-
Württemberg darstellt und bis wann die vollständige Umstellung geplant ist 
(tabellarische Auflistung nach Stadt- und Landkreisen getrennt nach Aufgaben 
des Landes, der Umstellung der Integrierten Leitstellen und der Beschaffung 
und dem Einbau von Endgeräten durch die Gemeinden); 

Zu 5.:

Die Integrierten Leitstellen sind bei der Koordination von Einsätzen der Feuer-
wehren von zentraler Bedeutung. Ihre Kommunikationsfähigkeit über Sprechfunk 
ist eine wichtige Voraussetzung für eine effiziente Hilfeleistung in Notfällen. Da-
her wurde für Baden-Württemberg festgelegt, dass die nachgewiesene Digital-
funktauglichkeit der Integrierten Leitstellen Grundlage für die Gewährung von 
Zuwendungen für die Umrüstung der Einsatzfahrzeuge vom Analog- zum Digital-
funk ist. Insbesondere bei Stadt- und Landkreisen, die direkt an Bayern, Hessen 
oder Rheinland-Pfalz angrenzen, kann im Einzelfall die Ausstattung der Einsatz-
mittel schon vor Abschluss der Leitstellenertüchtigung erfolgen. 

Die vom Land koordinierte „netzseitige Leitstellen-Anbindung“, also die Herstel-
lung einer direkten Verbindung zwischen dem Digitalfunknetz und den Integrier-
ten Leitstellen ist bis auf zwei Fälle, die jeweils individuell besondere Lösungen 
erfordern, abgeschlossen. 

Der zweite Umsetzungsschritt, die „leitstellenseitige Ertüchtigung“, also die An-
passung der Systeme in der Integrierten Leitstelle (insbesondere Einsatzleitrech-
ner, Kommunikations- und Dokumentationssystem) durch die Stadt- und Land-
kreise sowie die Leistungsträger im Rettungsdienst als gemeinsame Leitstellen-
träger, ist mittlerweile in den meisten Integrierten Leitstellen abgeschlossen oder 
in der Schlussphase der technischen Umsetzung. 

Anschließend können die Kommunen über einen Zeitraum von drei Jahren Zu-
wendungen für die Umrüstung der Einsatzfahrzeuge und Feuerwehrhäuser nach 
der Verwaltungsvorschrift des Innenministeriums über Zuwendungen für das 
Feuerwehrwesen sowie auf Antrag die für den Funkgerätebetrieb erforderlichen 
„Sicherheitskarten“ bei der Technischen Betriebsstelle „Feuerwehr/Katastrophen-
schutz“ des Landes ausgestellt bekommen. Vielfach werden hierbei die Sicher-
heitskarten durch die Landratsämter gesammelt, für alle Gemeindefeuerwehren 
beantragt und durch die Technische Betriebsstelle Fw/KatS BW den Landratsäm-
tern zur Verfügung gestellt. Diese geben die Sicherheitskarten nach erfolgreichem 
Digitalfunkeinbau vor Ort an die Gemeindefeuerwehren aus. Ziel des Landes ist 
eine flächendeckende Einführung des Digitalfunks in den Feuerwehrwehrfahrzeu-
gen und Feuerwehrhäusern bis 2025. Hierzu werden momentan weitere Maßnah-
men zur Beschleunigung geprüft. Aktuell stellt sich der Sachverhalt wie folgt dar: 



6

Landtag von Baden-Württemberg Drucksache 17 / 2474

6.  welche Rückmeldungen die Landesregierung zu der Einführung des Digital-
funks erhalten hat und wie die Leistungsfähigkeit und die Störanfälligkeit im 
Vergleich zum bisherigen Analogfunk bewertet wird; 

Zu 6.:

Die auf Ebene der Stadt- und Landkreise bestehenden und vom Land betriebenen 
Relaisfunknetze des Analogfunks sind aktuell noch in Betrieb und werden durch 
die Regierungspräsidien regelmäßig gewartet und instandgehalten. Allerdings 
können sie an aktuelle Anforderungen wie eine verschlüsselte Übertragung der 
Informationen nicht mehr angepasst werden. Auch wird die Aufrechterhaltung 
des Betriebs zunehmend aufwendiger und teurer. Ersatzteile sind auf dem Markt 
teilweise nicht mehr oder nur mit erheblichen Aufwendungen zu erhalten. Auch 
versierte Monteure für diese Technik stehen kaum mehr zur Verfügung.

Zugleich hat die Einführung des Digitalfunks BOS in den Integrierten Leitstellen 
und bei den Feuerwehren als Ersatz für diese analoge Relaistechnik alle Beteilig-
ten vor nicht unerhebliche Herausforderungen gestellt. Mittlerweile wurden hier 
gute Fortschritte erreicht und der Digitalfunk löst zunehmend den Analogfunk 
ab. Von den Nutzern werden insbesondere die Flexibilität bei der Nutzung einer 
größeren Auswahl an Rufgruppen, die über die Ebene der Stadt- und Landkrei-
se deutlich hinausreichenden, die Behörden und Organisationen mit Sicherheits-
aufgaben (BOS) übergreifenden Kommunikationsmöglichkeiten oder die bessere 
Sprachqualität hervorgehoben. Weitere funktionale Vorteile sind zum Beispiel 
die abhörsichere Funkkommunikation, die georeferenzierte Kräftevisualisierung 
oder die Nutzung standardisierter nonverbaler Kommunikation, die für alle BOS 
relevant sind. Generell zeichnet sich der Digitalfunk BOS auch durch seine hohe 
Verfügbarkeit aus. Dabei ist das Digitalfunknetz nicht statisch. Durch die Autori-
sierte Stelle Digitalfunk Baden-Württemberg beim Präsidium Technik, Logistik, 
Service der Polizei erfolgen u. a. mit Blick auf die steigenden Nutzerzahlen per-
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manente Anpassungen wie z. B. Maßnahmen zur Netzverdichtung oder zur Be-
hebung unterversorgter Bereiche. 

Um diesen sicheren Netzbetrieb zu erhalten und die sich stetig fortentwickeln-
den Nutzungsanforderungen zu decken, werden kontinuierliche Investitionen in 
die Betriebsinfrastruktur des Digitalfunks BOS getätigt. Dafür stellt das Land bis 
2032 über 500 Mio. Euro bereit und investiert damit erheblich in die Modernisie-
rung und Weiterentwicklung des Digitalfunknetzes.

Die derzeit laufende Netzmodernisierung mit neuer Übertragungstechnik führt 
ferner dazu, dass in den kommenden Jahren neue, zukunftsfähige und leistungs-
fähigere Basisstationen mit höheren Kapazitäten eingesetzt werden, die neben 
aktuellen Funkstandards künftig 5G-Technik unterstützen werden. Durch eine 
umfassende Erneuerung der im Zugangsnetz eingesetzten Richtfunktechnik wird 
außerdem vermehrt auftretenden Starkregenereignissen durch Anwendung mo-
dernster Modulationsverfahren Rechnung getragen.

Die Netzmodernisierung ermöglicht es zudem, soweit noch nicht gegeben, alle 
polizeilichen und nichtpolizeilichen Leitstellen redundant mittels eines zweiten 
Übertragungsweges und nach einheitlichen Standards an den Digitalfunk BOS an-
zubinden. Hierdurch wird nicht nur die Ausfallsicherheit insgesamt erheblich ver-
bessert, auch Störungen können bei einem landesweit einheitlichen Netzbetrieb 
schneller lokalisiert und beseitigt werden.

7.  wie sich das Angebot an Lehrgängen an der Landesfeuerwehrschule in Bruch-
sal aufgrund der Coronapandemie entwickelt hat (tabellarische Darstellung 
der angebotenen Lehrgänge der letzten drei Jahre mit Angabe, welche Lehr-
gänge entfallen mussten, welche Lehrgänge digital und welche in Präsenz 
stattfanden), 

Zu 7.:

Die Entwicklung des Angebots an Lehrgängen in den Jahren 2020 bis 2022 
(Stand: 29. April 2022) kann der Anlage zu Frage 7 entnommen werden. 

Mit Beginn des Lockdowns im Jahr 2020 wurden Lehrgänge, die in digitaler 
Form angeboten werden können, schnellstmöglich dahingehend umgewandelt. 
Der Anteil an Lehrgängen, die entfallen mussten, konnte so auf ein unabwend-
bares Minimum reduziert werden. Ergänzend wurden stetig Fortbildungsseminare 
der Akademie für Gefahrenabwehr als Online-Veranstaltungen angeboten (in der 
Anlage nicht aufgeführt).

8.  ab wann die durch die Projektgruppe „Bedarf“ um 25 Prozent gesteigerten 
Lehrgangsangebote (ermittelten Mehrbedarfe) in Zukunft an der Landesfeuer-
wehrschule angeboten werden;

Zu 8.:

Der durch die Projektgruppe „Bedarf“ als notwendig ermittelte Aufwuchs um  
25 Prozent der Lehrgangsangebote erfordert die Vergrößerung aller kapazitätsli-
mitierenden Faktoren wie beispielsweise Personal, Unterkünfte, Lernräume, Fahr-
zeuge und Übungseinrichtungen.

Die erforderlichen Neustellen wurden beziehungsweise werden in den Haushalts-
jahren 2021 bis 2023 geschaffen, um bereits vor Fertigstellung der bau lichen Er-
weiterung der Landesfeuerwehrschule die Ausbildungskapazität erhöhen zu kön-
nen. Dazu werden übergangsweise Lehrgänge auch außerhalb der Landesfeuer-
wehrschule angeboten und verstärkt digitale Lernanwendungen genutzt. Insbe-
sondere bei den Lehrgängen „Gruppenführer“ und „Zugführer“ können so bereits 
im Jahr 2023 die in der Projektgruppe „Bedarf“ ermittelten deutlich erhöhten 
Bedarfe vollumfänglich gedeckt werden. Das um 25 Prozent gesteigerte Lehr-
gangsangebot soll spätestens im Jahr 2024 zur Verfügung stehen. 
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9.  ob vor dem Hintergrund, dass für die Aus-, Fort- und Weiterbildung an der 
Landesfeuerwehrschule hochqualifizierte Spezialisten notwendig sind, freiwer-
dende Stellen zügig nachbesetzt werden können – wenn nein, welche Maßnah-
men aus Sicht der Landesregierung hier zur Verbesserung beitragen können.

Zu 9.:

Die Besetzung von freien Stellen an der Landesfeuerwehrschule muss differen-
ziert betrachtet werden. 

Für die Besetzung von Stellen im mittleren feuerwehrtechnischen Dienst und in 
der Verwaltung der Landesfeuerwehrschule sind bisher grundsätzlich ausreichend 
Bewerbungen eingegangen. 

Der Großteil der Stellen für die Ausbilderinnen und Ausbilder an der Landesfeu-
erwehrschule ist im gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst. Bei den letzten drei 
Ausschreibungen im Eingangs- bzw. im ersten Beförderungsamt des gehobenen 
feuerwehrtechnischen Dienstes gingen keine oder keine geeigneten Bewerbungen 
ein. 

Eine Besetzung von freien Stellen im gehobenen und höheren feuerwehrtechni-
schen Dienst ist regelmäßig nur durch die Übernahme von eigenen Ausbildungs-
beamtinnen und Ausbildungsbeamten möglich. Durch die erfolgte Erhöhung der 
Anzahl der Ausbildungsstellen in den zurückliegenden zwei Haushaltsjahren 
konnte die Situation verbessert werden.

Neben der allgemeinen Problematik der Diskrepanz zwischen unbesetzten Stellen 
im gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst bei den Gemeinden, den Landkrei-
sen und im Landesdienst und der Anzahl an Ausbildungsbeamtinnen und Aus-
bildungsbeamten im gehobenen feuerwehrtechnischen Dienst wirken sich auch 
die unterschiedlichen Status der Beamten im feuerwehrtechnischen Dienst aus. 
Stellen für feuerwehrtechnische Beamtinnen und Beamten im Einsatzdienst der 
Gemeinden oder Landratsämtern erscheinen in der direkten Konkurrenz zum Lan-
desdienst aufgrund von gewährten Zulagen und der besonderen Altersgrenze als 
attraktiver. Daher wird derzeit geprüft, wie die Attraktivität der Stellen im feuer-
wehrtechnischen Dienst des Landes weiter gesteigert werden kann; insbesondere 
durch eine Angleichung der beamtenrechtlichen Status.

Strobl
Minister des Inneren, 
für Digitalisierung und Kommunen
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